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Das soziale und politische Umfeld wird
geprägt von unterschiedlichen Strömun-
gen. Stabilisierend wirkt das seit den Par-
lamentswahlen vom März 2000 mit ab-
soluter Mehrheit regierende, vom Partido
Popular (PP) gestellte Kabinett Aznar. Wie
bisher sucht die Regierung in Fragen von
erheblicher nationaler Bedeutung Ent-
scheidungen auf der Basis eines breiten
Konsens der politischen Parteien und ge-
sellschaftlichen Gruppen herbeizuführen.
Dabei wird sie in der Regel nicht nur von
Regionalparteien, sondern auch von den
Sozialdemokraten (PSOE) unterstützt. 

Irritierend muss hingegen auf die Zen-
tralregierung das Ergebnis der Wahlen
vom Mai 2001 im Baskenland wirken.
Deren harter Konfrontationskurs gegen-
über den baskischen Parteien zahlte sich
nämlich nicht aus. Die geringen Stim-
mengewinne des PP erlauben es ihr nicht,
im Schulterschluss mit dem PSOE die
baskischen Parteien von der Regional-
regierung auszuschließen. Denn die ge-
mäßigten Nationalisten (PNV/EA) be-
haupteten sich nicht nur als stärkste po-
litische Kraft, sondern legten auch noch
kräftig an Stimmen zu. Das Wahlergeb-
nis zeigt, dass die Basken zwar den Ter-
ror der ETA leid, ihre separatistischen Be-
strebungen aber ungebrochen sind. Es
dürfte wieder zu einer von baskischen
Parteien und der kommunistisch ausge-
richteten Izquierda Unida gestützten PNV-
Regierung kommen. Damit bleibt das
Baskenproblem nicht nur weiter auf der
politischen Tagesordnung, sondern be-
einträchtigt zunehmend die wirtschaftli-
che Entwicklung der baskischen Region
und damit der spanischen Volkswirt-
schaft. Zudem ist noch völlig offen, ob die
ETA nach der herben Wahlniederlage ih-
res politischen Arms, der Euskal Herrita-
rok (EH), nicht doch noch ihre Drohung
wahr macht, durch Terroranschläge in Fe-
riengebieten den spanischen Tourismus
schwer zu schädigen.

Probleme in bisher nicht gekanntem Aus-
maß hat die Regierung zudem mit der ka-
tholischen Kirche, wobei u.a. Probleme
im Umgang mit der ETA, die nicht zu-
rückgenommenen Abtreibungsgesetze
sowie das verschärfte Ausländergesetz
so schnell nicht zu lösen sein werden. 

Zusätzlich hat die Regierung größere
Schwierigkeiten mit Marokko und eini-
gen EU-Ländern: Der EU-Fischereivertrag
mit Marokko, von dem vor allem die über-
dimensionierte spanische Fischerei profi-
tiert, ist 1999 ausgelaufen. Erst im April
2001 war ein zweiter Anlauf zu einem neu-
en Vertrag gescheitert. Dies und die Fra-
ge der Arbeitskräftezuwanderung aus dem
Maghreb im Allgemeinen und der illegal in
Spanien Arbeitenden im Speziellen belas-
tet das Verhältnis zum südlichen Nachbarn
erheblich. Im Disput mit EU-Mitgliedern,
vor allem mit Deutschland und Österreich,
geht es indes um mehr. Spanien verlangt
schon jetzt die Zusicherung, Zuwendun-
gen aus den EU-Struktur- und Regional-
fonds auch über die Laufzeit der Agenda
2000/2006 hinaus in voller Höhe garantiert
zu bekommen; während dieses Zeitraums
erhält Spanien mit 54 Mrd. Euro weitaus
mehr als jedes andere EU-Land, und die

25

Oscar-Erich Kuntze

Spanien: Konjunkturelle Drehzahl sinkt

Spürbare Verlangsamung des Wirtschaftswachstums 2000. Zunächst weitere konjunkturelle

Abschwächung. Erholung im Jahre 2002. Wirtschaftspolitik wirkt leicht anregend. Bis zu-

letzt rascher Preisanstieg. Weniger rasante Besserung auf dem Arbeitsmarkt. Defizit der

Leistungsbilanz bleibt beträchtlich.



Daten und Prognosen

i fo  Schne l ld ienst  10/2001 –  54.  Jahrgang

Zuwendungen aus den Strukturfonds machen derzeit etwa
1,5% des BIP aus. Andernfalls werde es die von Deutschland
und Österreich geforderte siebenjährige Übergangsfrist für
die Freizügigkeit mitteleuropäischer Arbeitskräfte im Zuge der
EU-Osterweiterung, und damit möglicherweise die Erweite-
rung selbst, blockieren. Es ist offen, wie Spanien mit diesen
brisanten Themen umgehen wird, wenn es im ersten Halb-
jahr 2002 die EU-Ratspräsidentschaft übernimmt. Immer-
hin scheint seitens der Regierung Berlusconi italienische Unter-
stützung in dieser Frage zu winken. Damit würden zwei gro-
ße Länder, die während Jahrzehnten europäische Solidarität
finanziell für sich in Anspruch nehmen konnten, die den Mittel-
europäern gegenüber gebotene Solidarität, wenn auch wohl
nur mittelfristig, verweigern.  

Wirtschaftspolitisch wird der bisherige Kurs fortgesetzt. Der
Abbau der Arbeitslosigkeit genießt weiter Priorität, auch
um innenpolitischen Spannungen entgegenzuwirken. Nächs-
tes Jahr wird es im Vorfeld der Parlamentswahlen 2004 zu
finanzpolitischen Lockerungen kommen.

Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2000

Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen stellten sich
folgendermaßen dar: In den USA nahmen Nachfrage und
Produktion um 5% zu. In Japan ist das reale Bruttoin-
landsprodukt um 1,7% gestiegen. In Mitteleuropa expan-
dierte die gesamtwirtschaftliche Erzeugung um 3,8%. In
Westeuropa nahm das reale Bruttoinlandsprodukt um 3,3%
zu; in der EU waren es ebenfalls 3,3%, im Euro-Raum ex-
pandierte es um 3,4% und in Deutschland um 3%. Der Ein-
fuhrpreis für Rohöl betrug in den westlichen Industrielän-
dern im Jahresdurchschnitt 28,3 US-Dollar pro Barrel. In-
dustrierohstoffe (ohne Öl) verteuerten sich gegenüber 1999
auf Dollar-Basis um 8%. Der Wechselkurs des Euro betrug
im Schnitt des Jahres 0,92 US-Dollar. Das Volumen des
Welthandels expandierte in einer Größenordnung von 13%.

In Spanien konnte das hohe Wachstumstempo des Vor-
jahres nur noch im ersten Quartal gehalten werden. An-
schließend expandierte die Wirtschaft zwar sehr stetig, aber
spürbar langsamer. Dank des hohen Überhangs zu Jah-
resbeginn errechnet sich für das reale Bruttoinlandspro-
dukt mit 4,1% eine ebenso hohe Veränderungsrate wie 1999.
Der Output-Gap wurde erstmals positiv. Während die In-
landsnachfrage an Schwung verlor, vielfach aber immer noch
konjunkturell überhitzt blieb, besserte sich der Außenbeitrag
dank rascher steigender Exporte. Die Lage auf dem Ar-
beitsmarkt wurde nochmals deutlich günstiger. Gleichzeitig
verteuerte sich die Lebenshaltung rascher, wesentlich be-
dingt durch die gute Konjunktur, aber auch infolge stark ver-
teuerter Importe. Letztere bewirkten ein weiter kräftig stei-
gendes Defizit der Leistungsbilanz. Die Konsolidierung der
öffentlichen Haushalte machte weitere Fortschritte.

Die wichtigsten Impulse erhielt die Konjunktur vom Export
von Gütern und Dienstleistungen (+ 10,8% nach 6,6% in
1999). Anregend wirkte die gute Wirtschaftslage in West-
europa sowie die starke, durch den hohen Dollarkurs zu-
sätzlich gestützte Nachfrage aus den USA. Da die Einfuhr
mit 10,4% schwächer – und auch weniger stark als 1999 –
zunahm, verbesserte sich der Außenbeitrag erheblich. Die-
ser Effekt wurde in seiner Wirkung auf die Leistungsbilanz
(– 3,4% des BIP) jedoch durch die Verschlechterung der
Terms of Trade um 6% weit überkompensiert.

Die Bruttoanlageinvestitionen expandierten zwar mit 5,9%
noch überdurchschnittlich, verloren aber im Verlauf deut-
lich an Schwung. Dies ist auf die trotz gleichbleibend hoher
Kapazitätsauslastung in der verarbeitenden Industrie und
niedrigere Zinsen erheblich schwächere Dynamik der Aus-
rüstungsinvestitionen zurückzuführen. Demgegenüber hielt
der Bauboom zunächst noch an. Doch auch hier waren Ten-
denzen zur Verlangsamung erkennbar.

Der private Konsum (+ 4%) wurde in seinem Schwung vor
allem durch den ölpreis- und wechselkursbedingten Kauf-
kraftabfluss gebremst. Der Indikator für das Konsumklima ist
im Laufe des Jahres spürbar gesunken. Der öffentliche Ver-
brauch wurde im Zuge der Budgetkonsolidierung mit 2,6%
weniger stark ausgeweitet als in den beiden Vorjahren.

Auf dem Arbeitsmarkt besserte sich die Lage weiter. Die
Beschäftigung nahm im Jahresdurchschnitt mit 6,7% sehr
rasch zu. Gleichzeitig sank die Arbeitslosenquote um 1,8 Pro-
zentpunkte auf 14,1%.

Der Preisanstieg beschleunigte sich während des Som-
merhalbjahrs deutlich. Anschließend ließ er spürbar nach.
Im Schnitt des Jahres stiegen die Konsumentenpreise um
3,5%, also wesentlich stärker als in Westeuropa und im Eu-
ro-Raum. Ursache hierfür war die in weiten Bereichen im-
mer noch überhitzte Konjunktur, zu der sich die starke Im-
portverteuerung addierte.

Wirtschaftspolitik

Im Vordergrund steht nach wie vor die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit im Wege eines deutlichen Wirtschaftswachs-
tums, aber auch weiterer Reformen des Arbeitsrechts. Maß-
nahmen von erheblicher nationaler Bedeutung sollen zwecks
Erhaltung des sozialen Friedens durch breiten Konsens ab-
gesichert werden. Die Konsolidierung der öffentlichen Fi-
nanzen geht weiter. Die Konjunktur erhält heuer seitens der
Wirtschaftspolitik nur noch leichte Anstöße. Im kommenden
Jahr ist eine etwas stärkere Stimulierung zu erwarten.

Die Finanzpolitik wurde für das laufende Jahr etwa konjunk-
turneutral konzipiert. Trotz der konjunkturellen Abkühlung dürf-
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te die für diese Legislaturperiode versprochene Einkommen-
steuersenkung erst 2002 erfolgen und das Wirtschaftswachs-
tum spürbar anregen. Das wäre zwar wahltaktisch richtig, aber
konjunkturpolitisch, da dann prozyklisch wirkend, falsch. Ge-
samtstaatlich wurde für 2001 ein Anstieg der Ausgaben um
5,4% budgetiert; die Ansätze für Soziales und Infrastrukturin-
vestitionen sind etwa doppelt so hoch, während u.a. im militä-
rischen Bereich gespart wird. Die Einnahmen sollen um 9%
zunehmen. Zwar wird das dem Staatshaushalt zugrunde ge-
legte Wirtschaftswachstum von 3,6% deutlich verfehlt. Da aber
gleichzeitig der Preisanstieg mit 2% erheblich unterschätzt wor-
den ist, erscheint das Erreichen der Konsolidierungsziele – im
Einklang mit dem mit der EU-Kommission abgesprochenen
Stabilitäts- und Konvergenz-Programm – kaum gefährdet: Ge-
samtstaatlich dürfte eine knapp ausgeglichene Rechnung er-
reicht werden (bei einem Rückgang des Defizits im Staats-
haushalt, also ohne Regionalhaushalte und Sozialversicherung,
auf 0,3% des BIP) und die öffentliche Verschuldung in Relation
zum BIP unter 60% sinken – 2002 geht sie weiter zurück. Da
die von der Inflation unmittelbar »begünstigten« Erträge der
Mehrwertsteuer die Haupteinnahmequelle bilden und aus der
Besteuerung von UMTS-Gesellschaften (denen die Lizenzen
im Vergleich zu anderen europäischen Ländern sehr billig über-
lassen wurden) zusätzliche Einnahmen anfallen, ist weniger das
Erreichen des Einnahmeziels das finanzpolitische Problem, son-
dern die mangelnde Disziplin bei den Ausgaben. Zwar betra-
gen die Anhebungen von Sozialrenten und Bezügen im öffent-
lichen Dienst gemäß der offiziellen Inflationsvorgabe 2%. Da
diese jedoch ebenso wie die Mindestlöhne indexiert sind, wird
das Budget 2002 mit Ausgleichszahlungen belastet; heuer fal-
len diese ebenfalls höher aus als vorgesehen. 

In der Schwebe hängt ferner das leidige Problem des Fi-
nanzgebarens der Regionen. Deren Finanzierungsdefizite
sind insgesamt ständig über die Vorgaben des Zentralstaats
hinausgeschossen und dürften das zunächst auch weiter
tun. Madrid wird erst dann stärker disziplinierend wirken kön-

nen, wenn der Finanzausgleich zwischen Zentralstaat und
Regionen neu geregelt ist, was frühestens 2002 zu erwar-
ten ist. (In Deutschland, aber auch in Österreich, sucht die
Bundesregierung ebenfalls stärker disziplinierend auf die
Finanzpolitik der Länder zu wirken.)

Die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) hat vom
November 1999 bis Oktober 2000 ihren Schlüsselzins in sie-
ben Schritten von 2,5% auf 4,75% erhöht. Begründet wur-
den die Maßnahmen mit der das Wachstum des Produk-
tionspotentials übersteigenden Produktionsausweitung im
Euro-Raum und der konjunkturellen Überhitzung in einigen
Ländern sowie dem ölpreis- und wechselkursbedingten Teu-
erungsschub. Wie die Entwicklung sowohl der langfristigen
als auch der kurzfristigen Zinsen zeigt, konnte die EZB auf
diese Weise aufkommende Inflationserwartungen dämpfen:
Der Satz für Dreimonatsgeld liegt seit Mitte März bei 4,6%
nach 5,1% auf dem letzten Höhepunkt im November 2000. 

Ob man nun auf die Taylor-Regel, die McCallum-Regel, den
langfristigen Durchschnitt oder den Realzins rekurriert – kurz-
fristige Finanzierungen waren und sind nach wie vor güns-
tig. Die Rendite langlaufender Staatsanleihen erreichte zuletzt
im September 2000 mit 5,5% ihr Hoch und ging dann auf 5%
zurück. Gleichzeitig verlangsamte sich der Anstieg der Geld-
menge M3 des ersten Pfeilers der Zwei-Säulen-Strategie der
EZB, und näherte sich der geplanten jahresdurchschnittlichen
Ausweitung um 4,5% p.a. Nach der neu definierten Abgren-
zung von M3, lag deren Anstieg zuletzt sogar etwas unter die-
sem Richtwert. Der zweite Pfeiler, ein mittelfristiger Anstieg
der Konsumentenpreise (HVPI) um 2% p.a., bereitet jedoch
Sorgen. Nach einer Inflationsbeschleunigung ab Mitte 2000
und kurzer Beruhigung um die Jahreswende 2000/2001 sind
die Inflationsraten wieder gestiegen, hauptsächlich verursacht
durch teurere Energie und Nahrungsmittel sowie den wieder
gestiegenen Dollarkurs. Zuletzt lag die Teuerungsrate im Eu-
ro-Raum mit 2,7% deutlich über der EZB-Zielvorgabe. Gleich-
wohl hat die EZB ihren Leitzins Anfang Mai 2001 um 1/4 Pro-

zentpunkt auf 4,5% zurückgenommen unter
Hinweis auf die abzusehende Verlangsamung
des Preisauftriebs u.a. als Folge von Kon-
junkturabschwächung, gerade noch mäßigem
Lohnanstieg und das Einschwenken des Wirt-
schaftswachstums auf den Potentialpfad. Im
späteren Verlauf dieses Jahres sind noch ein
oder zwei kleine Zinsschritte zu erwarten, auch
mit Blick auf den rasanten Zinsrückgang in
den USA. Die EZB dürfte allerdings kaum tä-
tig werden, bevor eine Verlangsamung des
Preisauftriebs eingetreten ist.

Für Spanien kam die monetäre Lockerung
zu früh. Denn die konjunkturelle Abkühlung
ist noch nicht weit genug fortgeschritten, und
die Inflation hat ein viel zu hohes Niveau er-
reicht. Infolge von Wirkungsverzögerungen
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werden von den Zinssenkungen erst ab etwa Mitte 2002 Im-
pulse auf die Konjunktur ausgehen.

Die Lohnpolitik scheint am moderaten Kurs festzuhalten.
Derzeitig deutet nichts auf einen beschleunigten Anstieg der
überwiegend indexierten Tariflöhne hin, obwohl die Inflation
kräftig anzieht.

Ende 2000 war das Ausländergesetz verschärft worden. Un-
ter anderem wurde der Anspruch auf eine Bewilligung zur
festen Niederlassung für Nicht-EU-Bürger von zwei auf fünf
Jahre verlängert. Illegal Eingewanderten sind Meinungs- und
Versammlungsfreiheit sowie voller Zugang zur Krankenver-
sorgung verwehrt. Ihre Kinder dürfen lediglich die Grundschule
besuchen. Damit soll die stark gestiegene Tätigkeit von
Schlepperbanden bekämpft werden. Es geht dabei nicht um
die Abschirmung des Arbeitsmarktes, sondern die Regierung
will die Zuwanderung unter Kontrolle bekommen. Trotz im-
mer noch hoher Arbeitslosigkeit besteht in der Bauwirtschaft
und im Dienstleistungssektor auch langfristig großer Bedarf
an billigen ausländischen Kräften. Auch ist Spanien längst
vom Auswanderer- zum Einwandererland geworden. Der Aus-
länderanteil ist im Vergleich mit den meisten anderen west-
europäischen Ländern mit etwa 2% noch gering.

Trotz erheblicher staatlicher Anstrengungen (Nationaler Tech-
nologieplan 1998/2003) zeitigt die Technologiepolitik erst
allmählich Früchte, obwohl technische Innovationen als we-
sentlicher Treibsatz für das Wirtschaftswachstum angese-
hen werden. Zwar nahmen die FuE-Ausgaben in Spanien
im Gegensatz zu den großen EU-Ländern während der Jah-
re 1988 bis 1998 stärker zu als das BIP, doch ist ihr Anteil
am BIP lediglich von 0,72% auf 0,91% gestiegen. Pro Kopf
entsprechen die Aufwendungen für FuE erst 35% jener bei
den großen EU-Partnern. Die erfolgreiche Transformation
Spaniens vom Schwellen- zum Industrieland basiert auf dem
technischen Know-how, das die in Spanien produzierenden
Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen aus ih-
ren Konzernzentralen einbrachten oder vor Ort entwickel-
ten. Dabei wird es noch lange Zeit bleiben. Denn eine der
wesentlichen Ursachen, die verbreitete Zurückhaltung der
weit überwiegend kleinen und mittleren, meist kapital-
schwachen spanischen Unternehmen gegenüber eigener
FuE, ändert sich nur sehr langsam, obwohl der Staat weiter-
hin mit beträchtlichen Mitteln Unterstützung bietet.

In der Arbeitsmarktpolitik wurde im Frühjahr 2001 ein weite-
rer Fortschritt in Richtung eines flexibleren Arbeitsmarktes und
einer Ausweitung der Beschäftigung erzielt; ob sich die gleich-
zeitig angestrebte deutliche Erhöhung des Anteils unbefriste-
ter Arbeitsverträge realisieren lässt, ist derzeit noch nicht zu
beurteilen. Immerhin wird den Arbeitgebern der Abschluss der-
artiger Verträge dadurch erleichtert, dass bei Entlassungen
jetzt niedrigere Abfindungen als bisher für 16- bis 30-jährige
Arbeitskräfte und über 45-jährige sowie für Frauen in Berufen

mit hoher Frauenarbeitslosigkeit zu erbringen sind. Für das
Gros der Arbeitskräfte gibt es jetzt nur noch höchstens 24 Mo-
natsgehälter, wenn auch grundsätzlich die alte Obergrenze
von 42 Monatsgehältern (bei 45 Tageslöhnen pro geleistetem
Arbeitsjahr) weiter gilt. Diese im westeuropäischen Vergleich
sehr hohen Entlassungskosten haben bislang dazu geführt,
dass etwa neun von zehn Arbeitsverträgen zunächst befris-
tet sind und der Anteil der Arbeitnehmer mit derartigen Ab-
machungen im Jahre 2000 bei 32% lag. Bei befristeten Ver-
trägen, die nach zweimaliger Verlängerung in unbefristete um-
zuwandeln sind, fallen nämlich keine Entlassungskosten an.
Allerdings wurde die Vertragsdauer von 13,5 Monaten auf ein
Jahr verkürzt. Außerdem bekommen die Unternehmen ein
Jahr lang die Sozialbeiträge für Frauen nach der Babypause
vom Staat ersetzt, um deren Arbeitsplätze zu sichern oder ih-
nen das Finden einer neuen Stelle zu erleichtern. Auch die Re-
gelungen für die noch relativ wenig verbreitete Teilzeitarbeit (sie
liegt seit Jahren bei 8% aller Arbeitnehmer) – für die jetzt auch
Abfindungen fällig werden – wurden liberalisiert. Reformen der
Flächentarifverträge (in Richtung Dezentralisierung der Tarif-
verhandlungen) sowie der Arbeitslosenversicherung werden
ausgearbeitet. Wenn auch diese Fortschritte bei der Flexibili-
sierung des Arbeitsmarktes vielfach für unzureichend erach-
tet werden, so ist zu bedenken, dass sie wohl das Maximum
dessen darstellen, was die Regierung unter Wahrung des so-
zialen Friedens (eine ihrer Prioritäten) im Alleingang erreichen
konnte, nachdem die Verhandlungen zwischen den Sozial-
partnern nach achtmonatiger Dauer in diesem Frühjahr er-
gebnislos abgebrochen worden waren.

Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2001

Als weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen werden an-
genommen: In den Vereinigten Staaten erhöht sich das re-
ale Bruttoinlandsprodukt um reichlich 11/2%. Die gesamt-
wirtschaftliche Erzeugung expandiert in Japan um knapp
1/2%. In Mitteleuropa nehmen Nachfrage und Produktion
um fast 3% zu. In Westeuropa wird das reale Bruttoin-
landsprodukt um weniger als 21/2% ausgeweitet; für die EU
und den Euro-Raum sind etwa gleiche Raten zu erwarten,
während die Zunahme in Deutschland ungefähr 2% beträgt.
Der Einfuhrpreis für Rohöl liegt in den westlichen Industrie-
ländern im Schnitt des Jahres bei 25,5 US-Dollar pro Bar-
rel. Die Preise für Industrierohstoffe (ohne Öl) sinken auf Dol-
lar-Basis im Jahresdurchschnitt etwas unter das Niveau von
2000. Der Wechselkurs des Euro beträgt durchschnittlich
0,85 bis 0,95 US-Dollar. Das Volumen des Welthandels steigt
in einer Größenordnung von 6%.

In Spanien verlangsamt sich der konjunkturelle Aufschwung
allmählich bis über die Jahresmitte hinaus. Hierauf weist auch
die Entwicklung der auf Unternehmens- und Konsumen-
tenbefragungen basierenden Klimaindikatoren hin. Das er-
heblich weniger günstige weltwirtschaftliche Umfeld dämpft
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in erster Linie die Expansion der Ausfuhr und als Reaktion
hierauf die Ausweitung der Unternehmensinvestitionen. Der
verlangsamte Anstieg von realen verfügbaren Einkommen
und Beschäftigung bewirkt schwächer steigende Konsum-
ausgaben. Das reale Bruttoinlandsprodukt dürfte sich um
reichlich 23/4% erhöhen. Der Preisauftrieb bleibt kräftig und
wird erst nach und nach langsamer. Das Leistungsbilanz-
defizit verringert sich in Relation zum BIP kaum.

Der Export von Gütern und Dienstleistungen (ca. + 7%) nimmt
weniger rasch zu als bisher, vor allem weil sich die Konjunktur
in Westeuropa eintrübt; dorthin gehen über 70% der Waren-
ausfuhr; nun macht sich auch die im westeuropäischen Ver-
gleich seit längerem schon ungünstigere Entwicklung der Lohn-
stückkosten stärker bemerkbar. Auch der Absatz in Nordame-
rika und in den asiatischen und lateinamerikanischen Schwel-
lenländern verliert deutlich an Schwung, obwohl der Wechsel-
kurs des US-Dollar für den Export immer noch günstig ist. Beim
Ausländertourismus werden die Zuwachsraten der Vorjahre wohl
nicht wieder erreicht, u.a. weil Spanien vor allem gegenüber
der Türkei an preislicher Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt hat.
Mit nachlassender Dynamik der Inlandsnachfrage expandiert
auch der Import weniger lebhaft. Da sich die Terms of Trade
etwas verbessern dürften, ist mit einem Defizit der Leistungs-
bilanz in der Größenordnung von 3,3% des BIP zu rechnen. 

Die Bruttoanlageinvestitionen dürften um ungefähr 4% aus-
geweitet werden. Weiterhin kräftig und ziemlich stetig wer-
den die Infrastrukturinvestitionen erhöht, was vor allem die
Baukonjunktur stützt. Im Wohnungsbau wird die Zahl der
Fertigstellungen zwar das Niveau von 2000 erheblich über-
schreiten. Aber die Abnahme der Baugenehmigungen ab
Mai 2000 deutet auf eine deutliche konjunkturelle Ab-
schwächung in diesem Bereich hin. Diese ist allerdings ge-
boten, da nicht nur Kapazitätsengpässe die Baupreise er-
heblich steigen ließen, sondern auch die Grundstücksprei-
se stark angezogen haben. Vor allem die konjunkturbedingt

weniger günstigen Absatzaussichten im Ausland, aber auch
die weniger rege Nachfragesteigerung im Inland sowie die
allmählich sinkende Auslastung der Kapazitäten lassen ei-
ne gegenüber 2000 spürbar niedrigere Expansion der Aus-
rüstungsinvestitionen erwarten.

Der private Konsum verliert langsam an Fahrt. Er dürfte um
etwa 21/2% expandieren. Vor allem wird die Beschäftigung
nicht mehr im bisherigen Maße ausgeweitet, und die Real-
löhne erhöhen sich infolge des kräftigen Preisanstiegs schwä-
cher als zuvor. Auch deutet nichts auf eine nennenswerte Ver-
ringerung der Sparquote hin. Dauerhafte Güter werden we-
niger lebhaft nachgefragt. Das gilt auch für Wohnungsein-
richtungen infolge des nachlassenden Aufschwungs im Woh-
nungsbau. Der öffentliche Verbrauch steigt um rund 21/2%.
Im westeuropäischen Vergleich ist das eine hohe Rate und
mit einer konsolidierungsorientierten Finanzpolitik kaum kom-
patibel. Aber mit dem Auslaufen der langen Phase sinken-
der Zinsen Mitte 1999 nehmen auch die Aufwendungen für
die Verzinsung der Staatsschuld nicht mehr ab. 

Auf dem Arbeitsmarkt setzt sich die Besserung nicht im bis-
herigen Ausmaß fort. Konjunkturbedingt nimmt die Be-
schäftigung merklich schwächer zu. Die jüngst erfolgten Re-
formen des Arbeitsrechts werden sich erst im nächsten Auf-
schwung stärker beschäftigungsfördernd wirken. Denn heu-
er halten sich die Unternehmen bei Neueinstellungen wegen
des sich eintrübenden Konjunkturklimas zunehmend zurück.
Allerdings bleiben Fachkräfte, aber auch Ungelernte (Land-
wirtschaft) weiterhin gesucht. Die Arbeitslosenquote wird im
Jahresdurchschnitt auf ungefähr 131/2% zurückgehen.

Der Preisauftrieb hat sich im bisherigen Verlauf dieses Jah-
res, nach einer Verlangsamung im vorigen Herbst, tenden-
ziell wieder beschleunigt. Ursachen waren der gegenüber
dem US-Dollar wieder nachgebende Eurokurs, die sehr star-
ke Verteuerung von Energie und Nahrungsmitteln, aber auch
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Veränderungsraten des realen BIP und seiner Komponenten
– in % –

1999 2000 2001a) 2002a)

DGPCb) EUc) OECDd) EUc) OECDd)

Bruttoinlandsprodukt 4,0 4,1 3,2 3,2 2,9 3,3 2,9
Inlandsnachfrage 5,5 4,1 3,3 3,1 2,9 3,3 2,9
Privater Verbrauch 4,7 4,0 2,7 2,7 2,9 3,0 2,9
Staatsverbrauch 2,9 2,6 2,0 2,5 2,3 2,7 1,7
Bruttoanlageinvestitionen 8,9 5,9 5,3 4,2 4,1 4,4 3,9
Exportee) 6,6 10,8 8,1 9,2 8,2 8,9 7,4
Importee) 11,9 10,4 7,9 8,4 8,0 8,8 7,3

Industrieproduktion 2,5 4,4 n.a. n.a. n.a. n.a. n.a.
Konsumentenpreise 2,2 3,5 2,8 3,2 3,2 2,3 2,8
Arbeitslosenquote 15,9 14,1 12,7 12,8 13,2 11,9 12,6
Leistungsbilanzf) – 2,3 – 3,4 – 3,2 – 3,2 – 3,2 – 3,0 – 3,2
Finanzierungssaldo des Staatesf) – 1,2 – 0,3 0,0 0,1 0,0 0,2 0,1

a) Schätzungen. - b) Dirección General de Previsión y Coyuntura (Ministerium für Wirtschaft und Finanzen), Madrid, vom April 2001. – c) Euro-
päische Kommission, Brüssel, vom April 2001. – d) Organisation for Economic Cooperation and Development, Paris, vom April 2001. –
e) Güter und Dienstleistungen. - f) In Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP).



Daten und Prognosen

i fo  Schne l ld ienst  10/2001 –  54.  Jahrgang

die Preise für Dienstleistungen, besonders im Hotel- und
Restaurationssektor zogen erheblich an. Erst im weiteren
Verlauf dieses Jahres ist eine allmähliche Verlangsamung der
Inflation zu erwarten. Das Inflationsziel der Regierung (+ 2%)
wird jedoch auf jeden Fall verfehlt. Die Konsumentenprei-
se steigen vermutlich im Schnitt des Jahres um etwa 31/2%.

Wirtschaftsentwicklung im Jahre 2002

Als weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen werden unter-
stellt: In den USA steigt das reale Bruttoinlandsprodukt um
ungefähr 21/2%. Nachfrage und Produktion nehmen in Japan
um ca. 11/4% zu. In Mitteleuropa expandiert die gesamtwirt-
schaftliche Erzeugung um rund 31/2%. In Westeuropa, der
EU und im Euro-Raum erhöht sich das reale Bruttoinlands-
produkt neuerlich um etwa 21/2%; in Deutschland dürfte die
Rate bei ca. 2% liegen. Der Einfuhrpreis für Rohöl beträgt in
den westlichen Industrieländern im Schnitt des Jahres wieder
ungefähr 25,5% US-Dollar pro Barrel. Die Preise für Indus-
trierohstoffe (ohne Öl) entsprechen etwa dem Niveau von 2001.
Der Wechselkurs des Euro liegt im Jahresdurchschnitt inner-
halb einer Bandbreite von 0,90 bis 1 US-Dollar. Das Volumen
des Welthandels expandiert in einer Größenordnung von 71/2%.

In Spanien ist im Jahresverlauf mit einer spürbaren kon-
junkturellen Erholung zu rechnen. Stützend wirkt die Geld-
und Finanzpolitik (Parlamentswahlen im Frühjahr 2003) so-
wie die kräftig anziehende Auslandsnachfrage. Das reale
Bruttoinlandsprodukt nimmt vermutlich um ca. 3% zu, ge-
tragen von allen großen Komponenten auf der Nachfra-
geseite einschließlich der Vorräte. Die Beruhigung des Preis-
auftriebs setzt sich fort. Die Beschäftigung nimmt erst im
späteren Verlauf des Jahres wieder stärker zu (Nachläufer
der Konjunktur). Das Defizit der Leistungsbilanz dürfte sich
im Verhältnis zum BIP gegenüber 2001 nur wenig ver-
ändern.

Der Export von Gütern und Dienstleistungen
(ca. + 71/4%) gewinnt – im Zuge der welt-
wirtschaftlichen Erholung im Allgemeinen und
des konjunkturellen Aufschwungs in West-
europa im Besonderen – erheblich an Dy-
namik. Zudem begünstigt der Wechselkurs
des US-Dollar die Ausfuhr weiterhin. Aller-
dings steigen die Lohnstückkosten weiter-
hin rascher als im westeuropäischen Durch-
schnitt. Vom Aufwind der Auslandsnachfra-
ge werden alle Bereiche, einschließlich Auto-
mobilproduktion und Tourismus, erfasst. Da
der Import zumindest gleich stark ausge-
weitet wird wie der Export, verändert sich der
Fehlbetrag der Leistungsbilanz im Verhält-
nis zum BIP bei etwas verbesserten Terms
of Trade gegenüber 2002 nicht nennenswert.

Die Bruttoanlageinvestitionen (reichlich + 4%) gewinnen eben-
falls zunehmend an Schwung, stimuliert von günstigen Zin-
sen, optimistischer beurteilten Absatz- und Ertragserwartun-
gen sowie allmählich steigender Auslastung der Kapazitäten.
Überdurchschnittlich werden die Ausrüstungsinvestitionen aus-
geweitet, auch weil sich der Rationalisierungsbedarf erhöht.
Die Bauinvestitionen expandieren etwa im Tempo des Vor-
jahres. Zwar dürften die staatlichen Investitionen in die Infra-
struktur spürbar gesteigert werden, und auch das öffentliche
Wohnungsbauprogramm 2000/2006 wird man wohl wahl-
wirksam aufstocken. Aber die Erholung des privat finanzier-
ten Wohnungsbaus verschiebt sich ins zweite Halbjahr.

Der private Konsum nimmt um ungefähr 3% zu, vorausge-
setzt die angekündigte Senkung der Einkommensteuer er-
folgt – mit Blick auf die Parlamentswahlen 2003 – früh im Jahr
und fällt nennenswert aus. Die Reallöhne steigen weiterhin
mäßig, und die Zunahme der Beschäftigung gewinnt erst
gegen Ende des Jahres an Tempo. Die Sparquote verändert
sich wenig. Vor allem dauerhafte Güter werden von der bes-
seren Konsumkonjunktur profitieren. Der öffentliche Ver-
brauch wird wohl wieder um rund 21/2% ausgeweitet.

Auf dem Arbeitsmarkt, der stets ein Nachläufer der Konjunk-
tur ist, ist eine Besserung etwa im Ausmaß des Vorjahres ab-
zusehen. Die Beschäftigung erhöht sich erst gegen Jahresende
wieder stärker. Die Arbeitslosenquote dürfte im Jahresdurch-
schnitt auf 123/4% sinken. Dabei nimmt der Bedarf sowohl an
qualifizierten als auch ungelernten Kräften spürbar zu.

Die Konsumentenpreise erhöhen sich im Schnitt des Jah-
res um 23/4%, wobei bei einer allmählichen Verlangsamung
im Verlauf der Basiseffekt (zunächst rascher Preisanstieg in
2001) wirksam wird.

Abgeschlossen am 21. Mai 2001
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